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Völkermord in Gaza
Nach Hamas-Angriffen bombardiert Israel Gaza und riegelt es von Außenwelt ab

T
ausende Tote, Raketen auf Isra-
el und Gaza, keine Rücksicht auf 
Zivilisten, die Mobilisierung von 

300.000 Reservisten und die komplet-
te Abriegelung Gazas sind die erste 
Bilanz des eskalierten Kon� iktes zwi-
schen Israel und Palästina.

Eine Dringlichkeitssitzung des Si-
cherheitsrats der Vereinten Nationen 
zur Situation in Palästina endete ohne 
Ergebnis und ohne Verurteilung der 
Hamas. Die westlichen Staaten stellten 
sich in einer gemeinsamen Erklärung 
sofort auf die Seite der israelischen Ko-
lonialmacht. USA, Deutschland, Frank-
reich, Britannien und Italien verspra-
chen die standhafte und vereinigte Un-
terstützung für Israel.

Es gab keine Verurteilung der mas-
siven israelischen Bombenangriffe auf 
eines der am dichtesten besiedelten Ge-
biete der Welt mit mehr als 12.000 Ein-
wohnern pro Quadratkilometer. Statt-
dessen werden die Hilfsgelder der EU 
für Gaza in Frage gestellt. Vom Schutz 
von Zivilisten ist keine Rede. Statt-
dessen nimmt der israelische Vertei-
digungsminister Joaw Gallant in einer 
rassistischen Erklärung die zwei Millio-
nen Einwohner von Gaza in Sippenhaft: 
„Wir kämpfen gegen menschliche Tiere 
(,human animals‘) und handeln entspre-
chend: Kein Strom, kein Gas, kein Was-
ser – nichts gelangt mehr nach Gaza.“

Auch Wohngebäude, Schulen und 
Einrichtungen der Vereinten Nationen 

wurden nach Angaben des UN-Hoch-
kommissars für Menschenrechte Vol-
ker Türk zerstört. Medizinische Vorräte 
sind in Gaza inzwischen aufgebraucht. 
Türk wies darauf hin, dass die Abriege-
lung Gazas Menschenleben von Zivilis-
ten gefährde – und damit nach humani-
tärem Völkerrecht verboten sei.

„Israel hat das völkerrechtlich ver-
briefte Recht, sich gegen diesen per-
� den Terror zu verteidigen“, sagt die 
deutsche Außenministerin Annalena 
Baerbock. Zum Terror, Menschen in 
Gaza einzusperren, sie auszuhungern 
und zu bombardieren schweigt sie. Die 
Hamas klagt in einer Erklärung das 
Schweigen der Welt an, die die Rechte 
der Palästinenser ignoriert hat.

Der Mythos von Israel als unbe-
siegbare Militärmacht im Nahen Os-
ten war Grundlage seiner Sicherheit 
und Grundlage dafür, dass Diskussio-
nen über einen palästinensischen Staat 
belanglos wurden. Dieser Mythos hat 
weitere Scharten erhalten. Jahrzehn-
telang wurde über einen Staat der Pa-
lästinenser gesprochen, doch durch die 
permanente Ausweitung israelischer 
Siedlungen wurde er von Jahr zu Jahr 
in eine fernere, unbekannte Zukunft 
verlegt. Kuba verlangte von den UN, 
der Stra� osigkeit, mit der Israel seine 
Besatzungspolitik verfolgt, ein Ende 
zu setzen. Doch auch diese Forderung 
verhallt ungehört. Die Westbank soll-
te faktisch zum Teil Israels werden, 
abgesichert durch die Armee der Be-
satzungsmacht. Dies widersprach allen 
internationalen Übereinkünften, un-
zähligen UN-Resolutionen und blieb 
doch folgenlos. Jetzt könnte die Er-
kenntnis, dass die Hamas, die Hisbollah 
und auf der Westbank agierende Orga-
nisationen wie „Lions Den“ tatsächlich 
eine militärische Bedrohung für Isra-
el darstellen, mehr für einen Verhand-
lungsprozess bewirken als papierene 
Erklärungen der UN.

Aber der rechtsradikalen Regie-
rung in Tel Aviv bleibt noch ein ande-
res Erklärungsmuster, das in israeli-
schen Medien bereits diskutiert wird. 
Der Iran sei der eigentliche Draht-
zieher und Organisator des Angriffs. 
Selbst der israelische Präsident Her-
zog sprach in seiner Rede am Sonntag 
„von einer bösen Achse, deren Basis 
im Iran“ liege.

Die Eskalation im Norden, die 
Kämpfe auf der Westbank, der Angriff 
der Hamas sind eine Warnung an Isra-
el und seine Verbündeten. Sie zeigen, 
dass die barbarische Besatzungspoli-
tik Israels ihren Preis hat, der selbst die 
Existenz Israels bedroht. Es bleibt nur 
der Weg zu ernst gemeinten Verhand-
lungen – oder zu einer Ausweitung des 
Krieges mit unabsehbaren Folgen. Der 
Status quo der Besatzungspolitik ist ge-
scheitert.

 Manfred Ziegler
Siehe Seite 6

Besatzung beenden, Frieden schaffen
Reaktionen auf die Eskalation in Nahost

Kommunistische und Arbeiterpartei-
en aus aller Welt veröffentlichten Er-
klärungen zu der Eskalation zwischen 
Israel und Palästina. Wir dokumentie-
ren hier Auszüge der Erklärungen der 
Kommunistischen Partei Israels und der 
Deutschen Kommunistischen Partei.

Kommunistische Partei Israels:

Besatzung – Arabern wie Juden – unser 
Beileid aus. …

Wir betonen, dass es unmöglich ist, 
den Kon� ikt zu „verwalten“ oder ihn 
militärisch zu lösen. Es gibt nur eine 
Lösung  – das Streben nach Beendi-
gung der Besatzung und die Anerken-
nung der legitimen Rechte des palästi-
nensischen Volkes und seiner berech-

Deutsche Kommunistische Partei:
Die westlichen Staaten, darunter die 
Bundesregierung, stellten sich sofort 
auf die Seite der israelischen Koloni-
almacht. Die Regierungsparteien und 
die CDU sprechen in einer gemeinsa-
men Erklärung von „abscheulichen 
Verbrechen“ und mit „nichts zu recht-
fertigendem Terror“ von Seiten der 

Sender „Arte“ kündigten etwa an, den 
freien Journalisten Malcolm Ohanwe 
nicht mehr zu beauftragen, da er kri-
tische Fragen zur Ursache der Gewal-
teskalation gestellt hatte. Aus der CDU 
kommen schon die Rufe nach Abschie-
bungen von Unterstützern der Paläs-
tinenser.

Wir halten fest: Die Verantwor-

Gegen Rüstungswahn
120 Persönlichkeiten rufen für den 
25.  November zu einer Friedensde-
monstration in Berlin auf. Sie stellen 
fest: „Mit 85,5 Milliarden Euro sind die 
Militärausgaben 2024 die größten seit 
Bestehen der Bundesrepublik. Das Ge-
sundheitswesen, Unterstützung für Kin-
der und bezahlbare Mieten, Bildung, 
Wissenschaft und Ausbildung sind da-
gegen durch dramatische Mittelkür-
zungen bedroht. Für immer mehr Men-
schen zeichnet sich eine soziale Katas-
trophe ab.“ Dieser Rüstungswahnsinn 
soll im Dezember bei den Haushaltsbe-
ratungen im Bundestag festgeschrieben 
werden. Am Samstag vor der Abstim-
mung über den neuen Kriegsetat soll 
es noch einmal Druck von der Straße 
geben. Die Unterzeichner des Aufrufes 
„Nein zu Kriegen – Rüstungswahnsinn 
stoppen – Zukunft friedlich und gerecht 
gestalten“ fordern den Stopp der Waf-
fenlieferungen an die Ukraine und Frie-
densverhandlungen, sie wenden sich ge-
gen Sanktionspolitik und warnen vor ei-
nem 3. Weltkrieg.

Zu den Unterzeichnern des Aufru-
fes gehören Vertreter der Friedensbe-
wegung wie Ekkehard Lenz, Mitglie-
der der Partei „Die Linke“ wie Sahra 
Wagenknecht und Dietmar Bartsch, 
Gewerkschafter wie Horst Schmitthen-
ner und Jürgen Peters und Militärs wie 
Jürgen Rose vom Darmstädter Signal. 
Ebenso Margot Käßmann, ehemalige 
Ratsvorsitzende der EKD, die Journa-
listin Gabriele Krone-Schmalz und Kul-
turschaffende wie Katja Ebstein, Rolf 
Becker und Dirk Zöllner. Dieser Breite 
wird es geschuldet sein, dass der Aufruf 
erneut nicht ohne Verurteilung des rus-
sischen Einmarsches in die Ukraine aus-
kommt – wenngleich er auch die voraus-
gegangenen Vertragsbrüche der NATO 
kritisiert. Die Unterzeichner bekunden 
ihre Solidarität mit der ukrainischen Be-
völkerung, nicht aber mit den Menschen 
im Donbass unter Dauerbeschuss.

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP, hat den Aufruf deshalb nicht 
unterschrieben. Gleichwohl begrüßte 
er die Initiative: „Die Demonstration 
ist ungeheuer wichtig und wir werden 
dazu mit all unseren Kräften mobili-
sieren. Wir begrüßen auch eure Forde-
rungen an die Bundesregierung, die wir 
unterstützen und die wir ebenfalls mit 
aller Kraft verbreiten werden“, schrieb 
Köbele neben seiner Kritik an die Ini-
tiatoren der Großdemonstration.  UZ

Nachholbedarf

Die Tarifverhandlungen für die 1,2 Millionen Be-

schäftigten der Länder starten Ende des Monats. 

Sie brauchen ein dickes Lohnplus.

Seite 3

Feindstrafrecht

Zehntausende politische Verfahren werden jedes 

Jahr eröffnet – Tendenz steigend. Gesetzesverschär-

fungen sollen missliebiges Verhalten unterdrücken.

Seite 12

Wie eine mittelalterliche Belagerung: Einsperren, angreifen, aushungern.
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Sagen was ist!
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 die DKP 

Wir schreiben – auch 

beim Thema  

Frieden – dort weiter, wo 

andere Medien längst 

schweigen. 

name

Zurück an:  DKP-Parteivorstand
Hoffnungstraße 18 . 45127 Essen
Tel.: 0201 - 17 78 89 23

E-Mail: info@unsere-zeit.de

Diese Regierung braucht 

Widerstand!

Wir lassen uns nicht 

einschüchtern!

Rüstung tötet – 

auch ohne Krieg!

Frieden geht nur mit 

Russland und China

Raus aus der NATO!

25. November auf nach Berlin: 

der Abrissbirne

Weitere Infos: 

nie-wieder-krieg.org

Kriegsgegner werden immer 

140 (Belohnung und Billi-
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Mörderische Staatsräson
Bundestag unterstützt Israel – weltweite Solidarität mit Palästina

Israel durch die Blume gebeten hat, 
Unschuldigen den Zugang zu Wasser 
und Lebensmitteln zu ermöglichen, 
haben die Mitglieder des Deutschen 
Bundestags sich über alle Fraktionen 
hinweg an die Seite Israels gestellt. In 
der Entschließung heißt es „Ihre Soli-
darität gilt den Menschen in Israel und 
dem einzigen jüdisch-demokratischen 
Staat der Welt. Die Sicherheit Israels 
ist deutsche Staatsräson.“ Dazu gehört 
auch, dass sie die Bundesregierung auf-
fordern, „Israel vor dem Hintergrund 
der brutalen Angriffe gegen sein Land 
und unschuldige Bürgerinnen und Bür-
ger volle Solidarität und jedwede Un-
terstützung zu gewähren“  – Waffen- 
und Munitionslieferungen inklusive. 
EU-Kommissionspräsidentin Ursula 
von der Leyen machte dann vor einer 
Woche auch gleich deutsche Außen-
politik bei ihrem Besuch in Israel und 
wiederholte die Formel vom „Recht 
auf Selbstverteidigung“ – dafür wurde 
sie scharf kritisiert, ignorierte sie doch 
die Beschlusslage der EU, die auf die 
Einhaltung des Völkerrechts bei Ope-

Übung für Massenmord
Am Montag hat die NATO mit der all-
jährlichen Atomkriegsübung „Steadfast 
Noon“ begonnen. Was bürgerliche Me-
dien als „Manöver zur Verteidigung des 
Bündnisgebiets in Europa mit Atom-
waffen“ (tagesschau.de) bezeichnen, ist 
nichts anderes als ein Testlauf für die 
nukleare Auslöschung ganzer Landstri-
che und millionenfachen Massenmord. 
Um die Bereitschaft dazu zu untermau-
ern, proben die NATO-Streitkräfte die 
Verladung von Atombomben sowie den 
anschließenden Angriffs�ug. Der dies-
jährige Schwerpunkt liegt im Mittel-
meerraum. Nach Angaben des Kriegs-
bündnisses sollen bis zu 60 Flugzeuge 
im Einsatz und 13 Staaten beteiligt sein, 
darunter auch Deutschland. 

Die Bundeswehr spielt eine wichti-
ge Rolle im Nuklearkriegskonzept von 
USA und NATO und beteiligt sich re-
gelmäßig mit Kampfjets aus dem Flie-
gerhorst Büchel an dem Manöver. In 
Büchel lagern nach verschiedenen Be-
richten bis zu 20 Atombomben des Typs 
B-61 mit einer variablen Sprengkraft 
von bis zu 170 Kilotonnen TNT. Das ent-
spricht dem 13-Fachen der Hiroshima-
Bombe. Derzeit wird der Fliegerhorst 
umgebaut, um Stellplätze und Lande-
bahnen für die neuen F-35-Tarnkappen-
Bomber zu schaffen, die in Kombination 

löst, Gaza komplett zerstört werden. Die USA 

und Israel haben ihre Rechnung ohne die ara-

bische Welt gemacht. Die Widerstandskräfte 

koordinieren sich, die arabischen Staaten 

wenden sich dem Osten Asiens zu – Iran, 

Russland, China. „Ob mit oder ohne Krieg deu-

ten sich massive Machtverschiebungen in der 

Region an, die Israel – und seine Verbünde-

ten im Westen – schwächen und die Kräfte 

der Region stärken werden“ , meint Nahost-

Expertin Karin Leukefeld.

Seite 8
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Mörderische Staatsräson
Bundestag unterstützt Israel – weltweite Solidarität mit Palästina

L
ondon, Rom, Barcelona, Wa-
shington, Beirut, Bagdad, Ber-
lin  – hunderttausende protestier-

ten weltweit gegen die Blockade und 

Bombardierung Gazas, drückten ihre 

Solidarität aus und forderten „Freiheit 

für Palästina!“.Die Bilanz nach einer Woche Es-

kalation: 1.300 tote Israelis durch An-

griffe der Hamas, mindestens 2.300 tote 

Palästinenser. Und die Zahlen steigen. 

Gaza ist mehr denn je ein Freiluftge-

fängnis – Folter inklusive. Denn Israel 

hat Gaza blockiert, von Wasser, Elekt-

rizität, Treibstoff- und Lebensmittellie-

ferungen abgeschnitten und bombar-

diert die eingeschlossenen Menschen. 

Die Einwohner von Gaza-Stadt sind 

seit vergangenem Samstag aufgefor-

dert, sich in den Süden Gazas zurück-

zuziehen – mehr als 1,4 Millionen Men-

schen, die innerhalb weniger Stunden 

über zwei Straßen in den „Süden“ �ie-

hen sollten. Zur Erinnerung: Gaza ist 

40 Kilometer lang, zwischen sechs und 

13 Kilometer breit. Wohin sollen die 

Bewohner von Gaza-Stadt �iehen? Es 

sieht danach aus, als sollten sämtliche 

Bewohner Gazas am Grenzübergang 

Rafah nach Ägypten zusammengetrie-

ben werden, laut Berichten bombar-

diert Israel zudem Flüchtlingskonvois 

auf den zuvor als „sicher“ deklarierten 

Straßen.
Inzwischen können die Opfer der 

Angriffe in Gaza kaum noch behandelt 

werden, Krankenwagen fahren wegen 

Benzinmangels nicht mehr, Verbands-

material und Medikamente gehen zur 

Neige. Der Mangel an sauberem Trink-

wasser lässt zudem den Ausbruch von 

Seuchen befürchten.Im Westen �cht die Kollektivbe-

strafung der Palästinenser wenige an. 

Während US-Präsident Joseph Biden 

hinweg an die Seite Israels gestellt. In 

der Entschließung heißt es „Ihre Soli

darität gilt den Menschen in Israel und 

dem einzigen jüdisch-demokratischen 

Staat der Welt. Die Sicherheit Israels 

ist deutsche Staatsräson.“ Dazu gehört 

auch, dass sie die Bundesregierung auf

fordern, „Israel vor dem Hintergrund 

der brutalen Angriffe gegen sein Land 

und unschuldige Bürgerinnen und Bür

ger volle Solidarität und jedwede Un

terstützung zu gewähren“  – Waffen- 

und Munitionslieferungen inklusive. 

EU-Kommissionspräsidentin Ursula 

von der Leyen machte dann vor einer 

Woche auch gleich deutsche Außen

politik bei ihrem Besuch in Israel und 

wiederholte die Formel vom „Recht 

auf Selbstverteidigung“ – dafür wurde 

sie scharf kritisiert, ignorierte sie doch 

die Beschlusslage der EU, die auf die 

Einhaltung des Völkerrechts bei Ope

rationen in Gaza besteht.Geradezu zynisch waren die Äu

ßerungen von Olaf Scholz vor sei

nem Solidaritätsbesuch in Israel. Vor 

der Abreise am Dienstag verkünde

te er, Deutschland werde seine Hilfe 

für die Palästinenser mit Wasser, Nah

rung und Medikamenten fortsetzen. 

Wie die Hilfsgüter ins abgeriegelte 

Gaza kommen sollen war Scholz kein 

Wort wert. Nach Israel wird er Ägyp

ten besuchen. Vermutlich wird es bei 

Gesprächen dort um die Öffnung des 

Grenzübergangs Rafah gehen und die 

Aufnahme der Millionen palästinensi

scher Flüchtlinge aus Gaza. Denn im 

Gegensatz dazu, Israel von Mord und 

Vertreibung abzuhalten, passt das zur 

deutschen Staatsräson. 
Siehe Seiten 4, 7, 8, 9 und 12

Lebensmittelpreise fressen Löhne auf

Bundesbehörde gibt Zusammenhang von Krieg und Geldentwertung zu

„Die In�ationsrate ist auf den niedrigs

ten Wert seit dem Kriegsbeginn in der 

droht das Aufweichen von Friedenspositionen.
Seiten 2 und 3
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Palästina-Solidarität am vergangenen Samstag in London


